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Europlatz Frankfurt

Deutschland auf Kurs halten
Von Michael Heise

Deutschland hat wirtschaftlich gute
Jahre hinter sich. Ob wir auf der Er-
folgsspur bleiben, hängt entscheid

von der Wirtschaftspolitik unserer
nächsten Regierung ab. Bei Koalitionsre-
gierungen ist die Gefahr allerdings im-
mer groß, dass sich die Parteien zu Las-
ten der Steuer- und Beitragszahler eini-
gen, um ihre jeweiligen Wahlkampfver-
sprechen einzulösen und somit das Mit-
regieren ihren Wählern und Mit-
gliedern schmackhaft zu ma-
chen.

So endeten auch die jüngsten
Sondierungen mit der Einigung
auf kräftige Mehrausgaben. Ent-
lastungen der Steuerzahler und
der Beitragspflichtigen spielen
dagegen keine große Rolle. Si-
cher, der Solidaritätszuschlag
wird über vier Jahre für den Großteil der
Bevölkerung abgeschafft, und der Kin-
derfreibetrag wird leicht erhöht. Aber
angesichts einer rekordhohen Steuerquo-
te von 24 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts sind das nur Minischritte. Es
bleibt dabei, dass Lohnsteigerungen,
auch wenn sie nur die Inflation von in-
zwischen wieder 2 Prozent ausgleichen,
die Steuerlast erhöhen (kalte Progressi-
on). Und es bleibt dabei, dass Alleinste-
hende mit einem zu versteuernden Jah-
reseinkommen von 55 000 Euro bereits
zu Spitzenverdienern erklärt werden,
die den Höchstsatz der Einkommensteu-
er von 42 Prozent zu entrichten haben.
Die rund 20 Prozent Beitragsbelastung
für sozialversicherungspflichtige Arbeit-
nehmer werden ebenfalls nur marginal
abgesenkt, da zusätzliche Ausgaben vor
allem bei der Rente geplant sind.

Wer sich in Deutschland für eine
Entlastung der Bürger starkmacht, wird

schnell der Kritik ausgesetzt, er verhinde-
re nötige Zukunftsinvestitionen in Infra-
struktur oder Bildung. Das geht völlig an
der Realität vorbei. Seit dem Jahre 2012,

dem ersten Jahr nach der Krise mit ausge-
glichenem Haushalt, sind die Gesamtaus-
gaben des Staates - trotz großer Erspar-
nisse bei den Zinskosten - um enorme
215d Milliarden Euro gestiegen. Nur ein
sehr geringer Teil davon floss in zusätzli-

che staatliche Investitionen (8
Milliarden Euro) oder Bildungs-
ausgaben. Der kräftige Anstieg
der Staatseinnahmen ist vor al-
lem für Konsum und Umvertei-
lung genutzt worden.

Eine Politik für langfristiges
Wachstum sähe anders aus: kla-
re Prioritäten für Investitionen
und Bildung, auch im Bereich

der Digitalisierung; deutliche Entlastun-
gen bei unteren und mittleren Einkom-
men, um steigenden Lebenshaltungskos-
ten entgegenzuwirken. Sie würde auch
Antworten anbieten auf die Frage, wie
der Standort Deutschland für reale In-
vestitionen attraktiver wird, damit weni-
ger Ersparnis ins Ausland fließt und so
den gewaltigen Leistungsbilanzüber-
schuss finanziert.

Damit kämen wichtige Investitionsbe-
dingungen in den Blick, wie Lohn- und
Lohnnebenkosten, Einkommen- und
Körperschaftssteuerbelastung, Energie-
kosten, die Verfügbarkeit von Fachkräf-
ten oder die Angemessenheit von Re-
gulierungen und Verboten. Eine Politik,
die gute Investitionsbedingungen schafft,
ist die beste Grundlage für langfristiges
Wachstum, mehr Wohlstand und stabile
Sozialversicherungssysteme.
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